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Terminhinweise

Dienstag, 27. Dezember, 11 Uhr, Maistraße 27

Stadträtin Beatrix Zurek (SPD) gratuliert der Münchner Bürgerin Elli Rach
im Namen der Stadt zum 100. Geburtstag.

Dienstag, 27. Dezember, 18 Uhr, Sebastiansplatz

Oberbürgermeister Christian Ude spricht auf dem Chanukkia-Fest, veran-
staltet von der Israelitischen Kultusgemeinde München und Oberbayern
und dem Chabad Lubawitsch München e.V.

Meldungen

Mobiler Psychiatrischer Krisendienst hilft auch über Weihnachten

(21.12.205) Nicht wenigen Menschen steht eine kritische Zeit bevor: Weih-
nachten, ein traditionelles Familenfest, verbringen viele in Einsamkeit.
Neujahr ist manchmal von einem depressiven und angstvollen Gefühl be-
gleitet, wieder vor etwas Neuem zu stehen, das man nicht zu bewältigen
glaubt. Solche Belastungen können sich zu Krisen ausweiten, in denen
man sich selbst oder durch den Schutz Angehöriger nicht mehr zu helfen
weiß. In diesen Fällen besteht in München die Gelegenheit, sich täglich in
der Zeit von 13 bis 21 Uhr an den Mobilen Psychiatrischen Krisendienst
(MPKD) unter der Telefonnummer 72 95 96-0 zu wenden.
Für den MPKD arbeiten Fachkräfte unterschiedlicher Berufsgruppen mit
langjähriger Erfahrung in der psychiatrischen Krisenintervention. Der
MPKD arbeitet seit über einem Jahr stadtweit. Das Angebot besteht in
einer telefonischen Abklärung und Kurzberatung, gegebenenfalls in einer
aufsuchenden Krisenintervention, wenn Hilfesuchende allein nicht mehr in
der Lage sind, sich direkt an eine Beratungsstelle zu wenden.

PlanTreff in den Weihnachtsferien geschlossen

(22.12.2005) Der PlanTreff, die Informationsstelle zur Stadtentwicklung,
Blumenstraße 31, ist vom 27. Dezember 2005 bis einschließlich 5. Januar
2006 geschlossen. Erreichbar ist der PlanTreff  während dieser Zeiten via
Fax 2 33-2 71 51 oder per eMail: plantreff@muenchen.de
Die Broschüre „Der vollständige Bauantrag" ist im Stadtportal für Mün-
chen abrufbar unter www.muenchen.de/plan
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Donnerstag, 22. Dezember 2005

Sich München leisten können – Wie viel „Brutto” braucht ein

Arbeitnehmer in München?

Anfrage Stadtrat Dr. Christian Baretti (Parteifrei) vom 7.11.2005

Antwort Stadtkämmerer Dr. Ernst Wolowicz:

Die Stadtkämmerei wurde vom Direktorium beauftragt, Ihre o. g. Anfrage
vom 7.11.2005 zu beantworten. Ihre Anfrage befasst sich mit dem Zusam-
menspiel von regional unterschiedlichem Einkommen und Lebenshaltungs-
kosten sowie der in diesem Zusammenhang besonderen Rolle des pro-
gressiven Steuertarifs. Zu Ihren Fragen darf ich Ihnen Folgendes mitteilen:

Frage 1:

Wie hoch liegen die durchschnittlichen Ausgaben eines Singles sowie einer
vierköpfigen Familie in München?

Antwort:

Die amtliche Statistik erhebt die Ausgaben von Privathaushalten regelmä-
ßig in den Wirtschaftsrechnungen privater Haushalte, insbesondere in der
alle 5 Jahre stattfindenden Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS).
Aufgrund der geringen Stichprobenumfänge wird die EVS jedoch lediglich
bis auf Länderebene regionalisiert ausgewertet. Ergebnisse für München
liegen nicht vor. Andere belastbare Quellen sind nicht bekannt.

Frage 2:

Wie hoch muss das Bruttoeinkommen mindestens sein, um nach Abzug
von Lohnsteuer, Solidaritätszuschlag, Kirchensteuer und Sozialabgaben die
durchschnittlichen Lebenshaltungskosten abzudecken?

Antwort:

Da keine Informationen über die durchschnittlichen Lebenshaltungskosten
vorliegen kann diese Frage nicht beantwortet werden.

Frage 3:

Angenommen ein Single verdient in München brutto 36.000 Euro im Jahr.
Seine monatliche Miete beträgt 800 Euro. Um wie viel könnte ceteris pari-
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bus sein Bruttoeinkommen niedriger sein, wenn er seine Miete in Berlin
oder Leipzig bezahlen müsste? Wie hoch ist sein prozentualer Grenzsteuer-
satz in München? Wie hoch wäre er bei gleichem Lebensstandard und ent-
sprechend niedrigerem Bruttoeinkommen in Berlin und Leipzig?

Antwort:

Eine exakte Berechnung ist aufgrund der unzureichenden Datenlage nicht
möglich. Die Betrachtung kann sich nur auf das Mietniveau beziehen und
nicht auf die gesamten Lebenshaltungskosten. Aber auch ein exakter Ver-
gleich des Mietniveaus ist nicht möglich, da belastbare, repräsentative
und vergleichbare Mietindizes für die genannten Städte nicht bekannt sind.
Allein aus den Mietspiegeln lassen sich Schätzungen über Niveauunter-
schiede ableiten.
Ihre implizierte Vermutung, dass Miete und Lebenshaltungskosten in Mün-
chen höher sind als beispielsweise in Berlin und Leipzig ist zweifelsfrei
richtig. Der Vollständigkeit halber sollte aber auch erwähnt werden, dass in
München die durchschnittlichen Einkommen höher sind. Ein Indikator dafür
ist eine aktuelle Erhebung der GfK zur Kaufkraft im Einzelhandel, die für
München 5.300 Euro pro Einwohner und Jahr ausweist, für Berlin jedoch
nur 4.300 Euro.
Im Folgenden wird als Beispiel eine Vergleichsrechnung mit Berlin darge-
stellt, die das Ausmaß des von Ihnen vermuteten Effekts verdeutlicht.
Das Mietniveau für eine 80qm-Wohnung mittlerer Ausstattung und mittle-
rer Wohnlage liegt in Berlin nach den jeweiligen aktuellen Mietspiegeln
etwa 15 % unter dem einer vergleichbaren Wohnung in München. Der ge-
nannte Single hätte also in Berlin im Jahr etwa 1.440 Euro geringere Miet-
kosten als in München. Soll das nach Steuern, Sozialabgaben und Miete
verbleibende Nettoeinkommen in Berlin ebenso hoch sein wie in München,
so sind die 36.000 Euro um die gesparte Miete sowie eines weiteren Ab-
schlags, der aus dem geringeren Einkommensteuersatz und den geringe-
ren Sozialversicherungsbeiträgen resultiert, zu vermindern.
Geht man von einem Arbeitnehmeranteil an den Sozialversicherungsbei-
trägen von etwa 21 % und der Lohnsteuertabelle von 2005 aus, so ver-
bleiben dem genannten Single in München nach Steuern, Sozialabgaben
und Miete ein Einkommen von gut 11.200 Euro. Bei einer um 1.440 Euro
geringeren Miete und einem niedrigeren Einkommensteuersatz sowie
niedrigeren Sozialbeiträgen könnte er dasselbe verbleibende Nettoeinkom-
men mit einem Bruttoeinkommen von etwa 33.000 Euro erzielen. Der
Grenzsteuersatz bei einem zu versteuerndem Einkommen von 36.000
Euro beträgt derzeit 34,5 %, bei 33.000 Euro beträgt er 33,2 %.
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Frage 4:

Um wie viel mehr als in Berlin oder Leipzig muss ein 30jähriger Münchner
monatlich für seine private Altersvorsorge zurücklegen, um angesichts des
maroden Rentensystems auch im Alter nicht von Sozialhilfe abhängig zu
werden? Um wie viel muss sein Bruttoeinkommen höher sein?

Antwort:

Diese Frage kann nicht quantitativ beantwortet werden, da neben den be-
reits erwähnten fehlenden Informationen zu den Lebenshaltungskosten
eine Berechnung außerdem noch Annahmen über die Entwicklungen im
Renten- und Sozialhilfesystem erfordern würden, für die es jedoch keine
hinreichende Daten- und Prognosebasis gibt. Je nachdem, wie die Annah-
men gewählt würden, würden die Ergebnisse stark variieren. Der Erkennt-
nisgewinn einer derartigen Quantifizierung wäre gering.

Frage 5:

Wie weit müssen die Bruttoeinkommen eines Münchner Single-Arbeitneh-
mers steigen, wenn die Beitragsbemessungsgrenze der Gesetzlichen Kran-
kenversicherung auf die der gesetzlichen Rentenversicherung angehoben
würde?

Antwort:

Ich interpretiere die Frage dahingehend, dass der Arbeitnehmer seinen Le-
bensstandard halten soll und das in Frage 4 genannte Einkommen von
36.000 Euro im Jahr bezieht. Die Beitragsbemessungsgrenze in der Ge-
setzlichen Krankenversicherung im Jahr 2005 beträgt 42.300 Euro im Jahr.
Da das Einkommen des betrachteten Haushalts unter dieser Grenze liegt,
hätte eine Anhebung auf das Niveau der Beitragsbemessungsgrenze der
Gesetzlichen Rentenversicherung (2005: 62.400 Euro) keinen Einfluss auf
das Nettoeinkommen und auf den Lebensstandard dieses Haushalts, so
dass das Bruttoeinkommen nicht steigen müsste.

Frage 6:

Inwieweit wären die Münchner angesichts der höheren Lebenshaltungsko-
sten von einer evtl. Anhebung des Spitzensteuersatzes und damit mögli-
cherweise aller darunter liegenden Grenzsteuersätze (sofern das Steuersy-
stem linear-progressiv bleibt) bei einem simulativ unterstellten gleichen Le-
bensstandard ceteris paribus stärker betroffen als Bürger in anderen Regio-
nen, z. B. in Ostdeutschland?
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Antwort:

Diese Frage lässt sich aufgrund der bereits angesprochenen dünnen Da-
tenlage sowie des Fehlens eines konkreten neuen Steuertarifs nicht quan-
titativ beantworten.

Frage 7:

Im Deutschland besteht offensichtlich der Wunsch nach einem möglichst
gerechten Einkommensteuerrecht, das alle unterschiedlichen Lebenssitua-
tionen der Steuerpflichtigen umfassend berücksichtigt. Inwieweit könnte
diesem Verlangen der Deutschen nachgekommen werden, in dem der steu-
erliche Grundfreibetrag entsprechend der unterschiedlichen Lebenshaltungs-
kosten regional gestaffelt würde? Wäre alternativ – bei gleichzeitiger Anhe-
bung der Steuersätze – eine aufkommensneutrale Absetzbarkeit der Miet-
kosten eine Lösung?

Antwort:

Ich sehe mich nicht in der Lage abschließend zu beurteilen, ob die genann-
ten Vorschläge eher geeignet sind, dem Gerechtigkeitsempfinden  zu ent-
sprechen als die aktuellen Freibetragsregelungen. Ich gebe jedoch zu be-
denken, dass sie neue Effekte hätten, die ebenfalls als ungerecht empfun-
den werden können. So würde von den gesteigerten Freibeträgen in „teu-
ren” Regionen auch sehr wohlhabende Personen profitieren, während ge-
sunkene Freibeträge in „billigeren” Regionen auch einkommensschwache
Personen belasten würde. Die Absetzbarkeit der Miete würde nicht nur
einen Ausgleich für das unterschiedlich hohe Mietniveau schaffen, sie wür-
de auch eine Subventionierung großer und luxuriöser Wohnungen bedeu-
ten. Dies würde wohl kaum dem allgemeinen Gerechtigkeitsempfinden
entsprechen.
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Kontrolle von Hartz IV-Empfängern

Anfrage Stadtrat Hans Wolfswinkler (CSU) vom 8.11.2005

Antwort Sozialreferent Friedrich Graffe:

In Ihrer oben genannten Anfrage schildern Sie Ihren Eindruck, dass es ge-
mäß der immer stärker aufflammenden Diskussion über Missbrauchsfälle
bereits früher eine hohe Dunkelziffer an Missbrauchsfällen gegeben habe
oder deren Anzahl mit den Neuantragsstellungen zu Hartz IV erheblich ge-
stiegen sei.

Zu Ihrer Anfrage vom 8.11.2005 nimmt das Sozialreferat im Auftrag des
Herrn Oberbürgermeister wie folgt Stellung:

Frage 1:

Wird die Münchner Arbeitsgemeinschaft für Beschäftigung GmbH aus den
Missbrauchsfällen Konsequenzen ziehen?

Antwort:

Wir gehen davon aus, dass die Missbrauchsquote wie früher in der Sozial-
hilfe bei ca. 2,5 % liegt und die Fälle, in denen Leistungen zu Unrecht bezo-
gen werden, durch Datenabgleiche mit den anderen Sozialleistungsträ-
gern, mit dem Bundesamt für Finanzen, mit Einwohnermeldeamt und Kfz-
Datei sowie mit der Datei der geringfügigen Beschäftigungen ermittelt wer-
den und sehen derzeit keine Veranlassung, voreilig andere Konsequenzen
zu ziehen.

Frage 2:

Werden hierzu die Kontrollen verstärkt und telefonische oder persönliche
Nachfragen bei den Leistungsbeziehern durchgeführt?

Antwort:

Antragstellerinnen und Antragsteller werden schon bei den ersten Vorspra-
chen detailliert nach ihren persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen
befragt und entsprechende Nachweise angefordert. Wie bekannt umfasst
der Neuantrag je nach notwendigen Anlagen mindestens 10 Seiten. Dar-
über hinaus wird bei jeder Bewilligung für einen neuen Genehmigungsab-
schnitt (i. d. R. jeweils nach sechs Monaten) nachgefragt, ob sich Änderun-
gen ergeben haben.
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Die Erkenntnisse der publizierten Telefonaktion der Bundesagentur für Ar-
beit, an der auch die ARGE für Beschäftigung München GmbH – ARGE –
teilgenommen hat, werden derzeit geprüft und ausgewertet. Da die Aktion
rechtlich bedenklich und auch politisch umstritten ist, werden Telefonabfra-
gen in Zukunft allenfalls in geänderter Form stattfinden.
Im Übrigen führen die Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeiter in Einzelfäl-
len Hausbesuche durch. Diese Möglichkeit ist aber aus Kapazitätsgründen
begrenzt.

Frage 3:

Werden Abgleichungen mit dem Einwohnermeldeamt und der Kfz-Zulas-
sungsstelle durchgeführt?

Antwort:

Wie schon früher in der Sozialhilfe erfolgt bei jedem Neu- und Weiterbewilli-
gungsantrag ein Abgleich mit der Einwohnermeldedatei und der Kfz-Datei.

Frage 4:

Gibt es Überprüfungen der gemeldeten Wohnungen auf Zusammenwoh-
nen von Einzelleistungsbeziehern?

Antwort:

Gesonderte Überprüfungen sind nicht notwendig, da aufgrund der Regio-
nalisierung in den Sozialbürgerhäusern eine Sachbearbeiterin/ein Sachbear-
beiter schnell erkennt, ob Hilfebedürftige im gleichen Haus wohnen und
notwendige Details zur genauen Lage der Wohnung sofort nachfragen
kann.

Frage 5:

Werden verstärkt Ein-Euro-Jobs verpflichtend angeboten, um Arbeitstätig-
keiten neben dem Leistungsbezug auszuschließen?

Antwort:

Die so genannten Ein-Euro-Jobs werden angeboten, um einerseits dem
Grundsatz des Förderns Rechnung zu tragen und Arbeitsgelegenheiten für
Hilfebedürftige, die keine Arbeit finden können, zu schaffen und anderer-
seits beim Leistungsberechtigten seinen Beitrag zur Wiedereingliederung
in den Arbeitsmarkt einzufordern. Die Verhinderung einer der ARGE nicht
gemeldeten Tätigkeit kann nur ein Nebeneffekt der Beschäftigungen gegen
Mehraufwandsentschädigung sein.
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Frage 6:

Hat es Beratungsfälle gegeben, bei denen Jugendlichen und jungen Er-
wachsenen geraten wurde, bei den Eltern auszuziehen, um bezugsberech-
tigt zu werden und musste dann diesen Personen sogar die Wohnung be-
zahlt werden?

Antwort:

Eine derartige Beratung durch Mitarbeiter/-innen der ARGE hat es nicht
gegeben. Inwieweit andere derartige Ratschläge geben, ist dem Sozialre-
ferat nicht bekannt.
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